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Augsburg, 11.08.2016 Nr. 32 

 Außensprechtag des Bezirks Schwaben 

 Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung zum ökologischen Ausbau der Herrenroth auf 

den Grundstücken Flur-Nrn. 111 und 112 der Gemarkung Kutzenhausen durch die Gemeinde Kutzenhausen 

 Verordnung zur Änderung der Verordnung des Landratsamtes Augsburg vom 02.02.1953 zur Sicherung von Naturdenkmalen im 

Landkreis Augsburg vom 26.07.2016 

 Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung zum ökologischen Ausbau der Herrenroth auf 

dem Grundstück Flur-Nr. 135 der Gemarkung Kutzenhausen durch die Brauerei Rapp, Kutzenhausen 

 Verordnung vom 29.07.2916 über das Wasserschutzgebiet in der Gemarkung Rommelsried zum Schutz der öffentlichen Wasserver-

sorgung Rommelsried der Gemeinde Kutzenhausen 

 Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); 

 Bekanntmachung über die Erteilung einer Baugenehmigung an  

 

Außensprechtag des Bezirks 

Schwaben 

 

Der nächste Außensprechtag des Be-

zirks Schwaben findet am 

 

Dienstag, den 17. August 2016, von 9.30 

– 11.30 Uhr, im Landratsamt Augsburg, 

Außenstelle Schwabmünchen, Fug-

gerstr. 50, 86830 Schwabmünchen, Zi.-

Nr. 2 statt. 

 

Die Veranstaltung bietet Gelegenheit 

zur kostenlosen Beratung bei Fragen 

der Pflege und Eingliederungshilfe von 

behinderten Menschen. 

 

Eine Terminabsprache ist möglich unter 

Tel.-Nr. 0821/3101-216 oder E-Mail:  

Buergerberatung@bezirk-schwaben.de 

 

Augsburg, 02.02.2016 

_______________________________ 

 

Vollzug der Wassergesetze und 

des Gesetzes über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung zum 

ökologischen Ausbau der Her-

renroth auf den Grundstücken 

Flur-Nrn. 111 und 112 der Ge-

markung Kutzenhausen durch 

die Gemeinde Kutzenhausen 

Die Gemeinde Kutzenhausen 

hat beim Landratsamt Augsburg 

zur Niederschlagswasserbesei-

tigung aus dem nördlichen Ge-

meindegebiet neben der was-

serrechtlichen Erlaubnis auch 

die Erteilung einer Plangeneh-

migung gemäß § 68 Abs. 2 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

zum ökologischen Ausbau der 

Herrenroth auf den Flurstücken 

111 und 112 der Gemarkung 

Kutzenhausen beantragt. Es 

handelt sich im Einzelnen um die 

Gestaltung eines naturnaheren 

Gewässerlaufs durch Abflachen 

bzw. Aufweiten der Böschung 

mit Anlegen einer wechsel-

feuchten Hochstaudenflur und 

einer geschwungenen Feucht-

wiesenzone, den Einbau von 

Störelementen zur Strömungs-

bündelung sowie die Schaffung 

von rd. 380 m³ Rückhaltevolu-

men. 

Dieses Vorhaben erfüllt den 

wasserrechtlichen Tatbestand 

eines Gewässerausbaus nach 

§ 67 Abs. 2 WHG. 

Die Untere Wasserrechtsbe-

hörde beim Landratsamt Augs-

burg hatte im Rahmen des 

Wasserrechtsverfahrens nach 

Anlage 1 Nr. 13.18.2 UVPG zu 

dieser Maßnahme eine Stand-

ortbezogene Vorprüfung des 

Einzelfalls vorzunehmen. 

Unter Berücksichtigung der in 

Anlage 2 UVPG aufgeführten 

Schutzkriterien war hierbei über-

schlägig zu prüfen, ob das Vor-

haben aufgrund besonderer ört-

licher Gegebenheiten erhebli-

che nachteilige Umweltauswir-

kungen haben kann bzw. eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

durchzuführen ist. 

Unter Einbeziehung der von den 

zu beteiligenden Fachbehörden 

abgegebenen Stellungnahmen 

über mögliche Auswirkungen 

der verfahrensgegenständli-

chen Maßnahmen auf die Um-

welt kam das Landratsamt Augs-

burg zu dem Ergebnis, dass 

durch die Renaturierung der Her-

renroth keine erheblichen stand-

ortbezogenen Umweltauswirkun-

gen zu erwarten sind und damit 

eine Umweltverträglichkeitsprü-

fung nicht erforderlich ist. 

Nach § 3a Satz 3 UVPG ist die 

Feststellung, dass im vorliegen-
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den Fall eine Umweltverträglich-

keitsprüfung unterbleibt, nicht 

selbständig anfechtbar. 

 

Augsburg, 26.07.2016 

_______________________________ 

 

Verordnung zur Änderung der 

Verordnung des Landratsam-

tes Augsburg vom 02.02.1953 

zur Sicherung von Naturdenk-

malen im Landkreis Augsburg  

vom 26.07.2016 

 

Aufgrund von Art. 48 Landesstraf- und 

Verordnungsgesetz – LStVG -  (BayRS 

2011-2-I) und Art. 51 Abs. 1 Nr. 4 des 

Bayerischen Naturschutzgesetzes – 

BayNatSchG – (GVBl 2011,82) vom 

23.02.2011 erlässt das Landratsamt 

Augsburg folgende Verordnung: 

 

§1 

 

In der Liste zur Anordnung des Landrat-

samtes Augsburg vom 02.02.1953 zur 

Sicherung von Naturdenkmalen im 

Landkreis Augsburg wird die Nr. 67 

(„Buche“ in der Waldabteilung Kie-

selberg am Weg nach Bonstetten) ge-

löscht.  

 

§2 

 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ih-

rer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Augsburg, 26.07.2016 

_______________________________ 

 

Vollzug der Wassergesetze und 

des Gesetzes über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung zum 

ökologischen Ausbau der Her-

renroth auf dem Grundstück 

Flur-Nr. 135 der Gemarkung 

Kutzenhausen durch die Brau-

erei Rapp, Kutzenhausen 
 

Die Brauerei Rapp mit Sitz in Kutzenhau-

sen hat beim Landratsamt Augsburg zur 

Beseitigung von auf dem Betriebsge-

lände in Kutzenhausen gesammeltem 

Niederschlagswasser neben der was-

serrechtlichen Erlaubnis auch die Ertei-

lung einer Plangenehmigung gemäß 

§ 68 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG) zum ökologischen Ausbau der 

Herrenroth auf dem Flurstück 135 der 

Gemarkung Kutzenhausen beantragt. 

Es handelt sich im Einzelnen um die Ge-

staltung eines naturnaheren Gewässer-

laufs durch Abflachen bzw. Aufweiten 

der Böschung mit Anlegen einer wech-

selfeuchten Hochstaudenflur und einer 

geschwungenen Feuchtwiesenzone, 

den Einbau von Störelementen zur Strö-

mungsbündelung, die Schaffung von rd. 

900 m³ Rückhaltevolumen sowie der 

Optimierung der bestehenden Aus-

gleichsflächen. 

Dieses Vorhaben erfüllt den wasser-

rechtlichen Tatbestand eines Gewäs-

serausbaus nach § 67 Abs. 2 WHG. 

Die Untere Wasserrechtsbehörde beim 

Landratsamt Augsburg hatte im Rah-

men des Wasserrechtsverfahrens nach 

Anlage 1 Nr. 13.18.2 UVPG zu dieser 

Maßnahme eine Standortbezogene 

Vorprüfung des Einzelfalls vorzuneh-

men. 

Unter Berücksichtigung der in Anlage 2 

UVPG aufgeführten Schutzkriterien war 

hierbei überschlägig zu prüfen, ob das 

Vorhaben aufgrund besonderer örtlicher 

Gegebenheiten erhebliche nachteilige 

Umweltauswirkungen haben kann bzw. 

eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

durchzuführen ist. 

Unter Einbeziehung der von den zu be-

teiligenden Fachbehörden abgegebe-

nen Stellungnahmen über mögliche 

Auswirkungen der verfahrensgegen-

ständlichen Maßnahmen auf die Umwelt 

kam das Landratsamt Augsburg zu dem 

Ergebnis, dass durch die Renaturierung 

der Herrenroth keine erheblichen stand-

ortbezogenen Umweltauswirkungen zu 

erwarten sind und damit eine Umweltver-

träglichkeitsprüfung nicht erforderlich 

ist. 

Nach § 3a Satz 3 UVPG ist die Feststel-

lung, dass im vorliegenden Fall eine Um-

weltverträglichkeitsprüfung unterbleibt, 

nicht selbständig anfechtbar. 

 

Augsburg, 28.07.2016 

_______________________________ 

 

Verordnung vom 29.07.2916 

über das Wasserschutzgebiet 

in der Gemarkung Rommels-

ried zum Schutz der öffentli-

chen Wasserversorgung Rom-

melsried der Gemeinde Kutzen-

hausen 

Siehe Anlage 

 

Augsburg, 29.07.2016 

_______________________________ 

Vollzug des Bundes-Immissi-

onsschutzgesetzes (BImSchG); 

 

Antrag der Firma Overlack AG, Aache-

ner Straße 236, 41061 Mönchenglad-

bach, auf Erteilung einer immissions-

schutzrechtlichen Genehmigung gemäß 

§ 4 BImSchG für die Neuerrichtung und 

den Betrieb einer Anlage zur Herstellung 

von Polymeren sowie einem Lager für 

giftige und brandfördernde Stoffe auf 

dem Betriebsgrundstück Max-Fischer-

Straße 11, 86399 Bobingen, Flur-Nr. 

5029/19 der Gemarkung Bobingen. 

 

Die Firma Overlack AG, Bobingen, be-

treibt im Industriepark Bobingen auf dem 

Grundstück Flur-Nr. 5029/19 der Ge-

markung Bobingen baurechtlich geneh-

migte Anlagen zur Lagerung von Chemi-

kalien sowie zur Herstellung von Zube-

reitungen durch Mischen und Konfektio-

nieren von verschiedenen Chemikalien. 

Die Anlagen sind in insgesamt acht Be-

triebseinheiten (BE) untergliedert.  

 

Im Rahmen dieses Genehmigungspro-

jektes wird die Genehmigung für den Be-

trieb der Betriebseinheiten 1 (Lagerung 

giftige/brandfördernde Stoffe, Abfüllsta-

tion) und 2 (Anlage zum Mischen und 

Polymerisieren, Lager) zur Herstellung 

von Zubereitungen durch Mischen und 

Polymerisation von Chemikalien sowie 

zur Lagerung von giftigen und brandför-

dernden Stoffen beantragt. Die Betriebs-

einheiten 4 (Abgaswäsche) und 5 (Ener-

giezentrale) werden hierbei teilweise 

mitgenutzt. 

 

Das Misch- und Polymerisationsverfah-

ren findet in Geb. 675/4 statt und verfügt 

als Kernkomponenten über fünf Misch-

behälter mit verschiedenen Volumina. 

Die Lagerung der giftigen und brandför-

dernden Stoffe erfolgt in Geb. 675/1, die 

Chlorfreilagerung soll westlich von Geb. 

675 auf den Grünstreifen erfolgen. 

 

Der Verfahrensablauf des Misch- und 

Polymerisationsverfahrens lässt sich 

wie folgt beschreiben: 

Zur Herstellung der gewünschten Ver-

kaufsprodukte werden die Mischungs-

komponenten in den Mischbehältern in 

vorgelegtes Wasser zugegeben und ge-

mischt. Anschließend werden die Kom-

ponenten, die polymerisiert werden sol-

len, dieser Mischung in entsprechender 
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Menge zugegeben und nach zusätzli-

cher Zugabe eines Starters (Initiators) 

die Polymerisation in der Mischung 

durchgeführt. Nach Beendigung der Re-

aktion wird die fertige Zubereitung abge-

kühlt, in Gebinde abgefüllt und zum Ver-

sand gebracht. 

Die Leistungswerte des geplanten Vor-

habens liegen für die Polymerisation bei 

2.500 t/a. Außerdem sollen die Lager-

mengen für giftige und brandfördernde 

Stoffe erhöht werden. Die Polymerisa-

tion wird nur tagsüber von 06.00 Uhr – 

22.00 Uhr betrieben. Zusätzlich findet 

nachts eine automatische Kühlung bzw. 

Beheizung statt. 

 

Das Vorhaben ist nach § 4 Abs. 1 Sätze 

1 und 3 BImSchG in Verbindung mit § 1, 

§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a) und 

§ 3 der Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) 

und Nr. 4.1.8 und 9.3.2 gekennzeichnet 

mit „G“ und „E“  des Anhanges zur 4. 

BImSchV im förmlichen Verfahren im-

missionsschutzrechtlich genehmigungs-

bedürftig. Die Firma Overlack AG hat mit 

Schreiben vom 10.09.2014 beim Land-

ratsamt Augsburg die Genehmigung 

nach § 4 BImSchG beantragt und hierzu 

mehrfach überarbeitete Unterlagen ein-

gereicht. 

 

Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG in Verbin-

dung mit § 8 Abs. 1 der Verordnung über 

das Genehmigungsverfahren (9. BIm-

SchV) wird das beantragte Vorhaben 

hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Der Genehmigungsantrag und die zuge-

hörigen Unterlagen liegen in der Zeit 

vom 

 

19. August 2016 bis einschließlich 19. 

September 2016 

 

jeweils von Montag bis Freitag während 

der Dienststunden 

 

beim Landratsamt Augsburg, Zimmer 

385, Prinzregentenplatz 4, 86150 

Augsburg, und bei der Stadt Bobin-

gen, Rathausplatz 1, 86399 Bobingen 

 

zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

 

Einwendungen gegen das Vorhaben 

können bis zu zwei Wochen nach Ablauf 

der Auslegungsfrist, also bis (einschließ-

lich) 

04. Oktober 2016 

 

schriftlich beim Landratsamt Augsburg, 

Fachbereich 51 (Immissionsschutz), 

Prinzregentenplatz 4, 86150 Augsburg, 

und bei der Stadt Bobingen erhoben 

werden. 

 

Die erhobenen Einwendungen werden 

der Firma Overlack AG und den Behör-

den bekanntgegeben, deren Aufgaben-

bereich durch sie berührt wird. Auf Ver-

langen des Einwenders können der 

Name und die Anschrift vor der Bekannt-

gabe unkenntlich gemacht werden, 

wenn diese zur ordnungsgemäßen 

Durchführung des Genehmigungsver-

fahrens nicht erforderlich sind (§ 12 Abs. 

2 der 9. BImSchV). 

 

Nach Ablauf der Einwendungsfrist ent-

scheidet das Landratsamt Augsburg, ob 

im Genehmigungsverfahren ein Erörte-

rungstermin durchgeführt wird, in 

dem die gegen das Vorhaben erhobe-

nen Einwendungen mit den Antragstel-

lern und denjenigen, die Einwendungen 

erhoben haben, erörtert werden (§ 10 

Abs. 6 BImSchG in Verbindung mit § 12 

Abs. 1 Satz 2 der 9. BImSchV). 

 

Diese Entscheidung sowie die ggf. not-

wendige Festsetzung des Erörterungs-

termins wird gesondert öffentlich be-

kannt gemacht (§ 12 Abs. 1 Satz 3 der 

9. BImSchV). 

 

Auf Folgendes wird jedoch bereits jetzt 

hingewiesen: 

- Einwendungen, die auf be-

sonderen privatrechtlichen Ti-

teln beruhen, sind im Erörte-

rungstermin nicht zu behan-

deln; sie werden durch schrift-

lichen Bescheid auf den 

Rechtsweg vor den ordentli-

chen Gerichten verwiesen (§ 

10 Abs. 3 Satz 6 BImSchG in 

Verbindung mit § 15 der 9. 

BImSchV). 

- Beim Erörterungstermin wer-

den die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen auch bei 

Ausbleiben des Antragstellers 

oder von Personen, die Ein-

wendungen erhoben haben, 

erörtert (§ 10 Abs. 4 Nr. 3 

BImSchG). 

- Die Zustellung der Entschei-

dung über die Einwendungen 

kann durch öffentliche Be-

kanntmachung ersetzt wer-

den (§ 10 Abs. 4 Nr. 4 BIm-

SchG). 

- Gemäß § 16 der 9. BImSchV 

findet eine Erörterung nicht 

statt, wenn 

 Einwendungen gegen 

das Vorhaben nicht er-

hoben worden sind, 

 die erhobenen Einwen-

dungen zurückgenom-

men worden sind, 

 ausschließlich Einwen-

dungen erhoben wor-

den sind, die auf beson-

deren privatrechtlichen 

Titeln beruhen oder 

 die erhobenen Einwen-

dungen nach Einschät-

zung des Landratsamts 

Augsburg keiner Erörte-

rung bedürfen. 

 

Augsburg, 03.08.2016 

_______________________________ 

 

Bekanntmachung über die Er-

teilung einer Baugenehmigung 

an  

 

Herrn 

Oliver Betz 

Dinkelstr. 2 

86836 Graben  

 

Das Landratsamt Augsburg, Untere 

Bauaufsichtsbehörde, hat mit Bescheid 

vom 05.08.2016 Az.Nr. 4-350-2016-BA 

folgende Baugenehmigung erlassen:  

 

Die Baugenehmigung zur Nutzungsän-

derung eines Lagers,  Aufenthaltsräu-

men,  Betriebsleiterwohnung und  Büros 

zu  einer Gemeinschaftsunterkunft 

für Asylbewerber  auf dem Grundstück 

Fl.Nr. 1413/11 der Gemarkung Unter-

meitingen entsprechend den mit dem 

Genehmigungsvermerk 

vom 05.08.2016 versehenen Bauvorla-

gen wird befristet für einen Zeitraum von 

5 Jahren und max. 35 Personen erteilt. 

Die Frist beginnt mit dem Ablauf von 1 

Monat nach Erteilung der Baugenehmi-

gung zu laufen.  

 

1. Von den Festsetzungen des 

Bebauungsplans Nr. 14 „IG 

Lechfeld II“  der Gemeinde 

Untermeitingen  (hier § 2 Nr. 
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1 a Satz 1 der Satzung  i. V. 

m. § 8 Abs. 1 und 3 

Baunutzungsverordnung –

BauNVO) wird folgende 

Befreiung erteilt: 

 

Die 

Gemeinschaftsunterkunft für 

Asylbewerber darf als 

soziale Einrichtung 

im festgesetzten 

Gewerbegebiet ausgeführt 

und befristet für 5 Jahre 

genutzt werden. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 

eines Monats nach seiner 

Bekanntgabe Klage  

 

bei dem Bayerischen Verwaltungsge-

richt in Augsburg, 

Postfachanschrift:   Postfach 11 23 43, 

86048 Augsburg, 

Hausanschrift:         Kornhausgasse 4, 

86152 Augsburg, 

  

schriftlich oder zur Niederschrift des 

Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 

dieses Gerichts erhoben werden. Die 

Klage muss den Kläger, den 

Beklagten (Freistaat Bayern) und den 

Gegenstand des Klagebegehrens 

bezeichnen und soll einen bestimmten 

Antrag enthalten. Die zur Begründung 

dienenden Tatsachen und Beweismittel 

sollen angegeben, der angefochtene 

Bescheid soll in Urschrift oder in 

Abschrift beigefügt werden. Der Klage 

und allen Schriftsätzen sollen 

Abschriften für die übrigen Beteiligten 

beigefügt werden. 

  

Hinweise zur 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Durch das Gesetz zur Änderung des 

Gesetzes zur Ausführung der 

Verwaltungsgerichtsordnung vom 

22.06.2007 (GVBl. S. 390) wurde das 

Widerspruchsverfahren im Bereich des 

Bauordnungsrechts abgeschafft. Es 

besteht keine Möglichkeit, gegen diesen 

Bescheid Widerspruch einzulegen. 

 

Die Anfechtungsklage eines Dritten 

gegen die bauaufsichtliche Zulassung 

eines Vorhabens, hat keine 

aufschiebende Wirkung (§ 212 a BauGB 

-Baugesetzbuch-). 

Beim Landratsamt Augsburg kann 

jedoch nach § 80 Abs. 4 VwGO 

(Verwaltungsgerichtsordnung) die 

Aussetzung der sofortigen Vollziehung 

der Baugenehmigung oder beim 

Verwaltungsgericht Augsburg die 

Wiederherstellung der aufschiebenden 

Wirkung nach § 80 Abs. 5 VwGO 

beantragt werden. 

 

Die Klageerhebung in elektronischer 

Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. 

 

Kraft Bundesrechts ist bei 

Rechtsschutzanträgen zum 

Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss 

zu entrichten.  

 

Hinweis zur Bekanntmachung 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass mit 

dieser Bekanntmachung die Zustellung 

des obengenannten 

Baugenehmigungsbescheides an die 

betroffenen Nachbarn i. S. von Art. 66 

Abs. 1 S. 6 BayBO ersetzt wird; die 

Zustellung gilt mit dem Tag der 

Bekanntmachung als bewirkt (Art. 66 

Abs. 2 S. 6 BayBO). 

 

Die Akten des 

Baugenehmigungsverfahrens können 

zu den üblichen Geschäftszeiten beim 

Landratsamt Augsburg, 

Prinzregentenplatz 4, 86150 Augsburg, 

eingesehen werden. 

 
Augsburg, 05.08.2016 

 

 

 

 

 

 

Martin Sailer 

Landrat 
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